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Konkurrenzfähigkeit
verhütet Differenzkalkulation

Exportnahe Kreise fordern eine 
Rationalisierung der Exportindu­
strie. Unzweifelhaft könnte durch 
eine sinnvolle Rationalisierung - 
d. h. durch Einzelmaßnahmen zur 
Verbesserung innerbetrieblicher 
Verhältnisse, eine merkliche Er­
höhung des Exports erzielt wer­
den. Die häufig ausgesprochene 
Befürchtung,' jede Rationalisie­
rung führe zu einer Verschärfung 
der Lage am Arbeitsmarkt, kann 
für unsere Verhältnisse nicht be­
jaht werden. Rationalisierung 
heißt nicht Freisetzung von Ar­
beitskräften, sondern gerade 
ihren sinnvollen Einsatz und da­
mit Überwiriduntg. der Arbeits­
losigkeit. Echte, mit Bedacht 
durchgeführte Rationalisierung 
bezweckt in der Erhöhung und 

■ Qualifizierung der Produktions­
menge bei niedrigeren Kosten die 
Herbwführung eines erhöhten 
Bedarfs an Produktionsmitteln 
und Konsumgütern, wodurch sich 
eine vermehrte und verbesserte 
Arbeitsmöglichkeit ergibt. Eine 
Festigung und Ausdehnung der 
deutschen Wirtschaft in Anleh­
nung an die Auslandsmärkte 
schafft gleichzeitig neue Arbeits­
gelegenheiten für alle in ihrem 
Fadi Tüditigen.

Steigerung der Kapazität und 
weitmöglichste Senkung der K o­
sten in der Exportindustrie be­
deuten Konkurrenzfähigkeit ohne 
die Produktion für den heimi­
schen Bedarf zu belasten. Bei 
Leistungsgleichheit mit dem Aus­
land wird ein Dumping vermie­
den. Ohne Rationalisierung würde 
die Gefahr heraufbeschworen, 
daß die Exportindustrie zwangs­
weise zu den alten Methoden der 
Differenzkalkulation greifen 
würde. Es wird erst durch die 
Rationalisierung der deutschen 
Wirtschaft mit dem dann erfol­
genden Anwachsen des Sozial­
produkts sich Preis und Realein­
kommen ausgleichen. Die Wirt­
schaft wird sich im allgemeinen 
auf die Befriedigung des Exports 
ausricäiten müssen, da ohne ge­
nügend großen , Export unsere 
Lebenshaltung noch weiter ab­
sinken m üßte..

Auch in der Landwirtschaft ist 
eine Rationalisierung aus sozialen

Gründen notwendig, denn sie ar­
beitet noch mit progressiven K o­
sten und ist von «iner starken 
Auslandskonkurrenz bedroht. Sie 
vermag nur niedrigste Arbeits­
löhne zu zahlen, die zu einer

deutlichen Landflucht führten. 
Die Landwirtschaft kann nicht 
arbeitsintensiver werden, sie wird 
in ihrem schweren Kampf gegen 
ihre Konkurrenz arbeitsparende 
Methoden einführen müssen, (r. s.)

Berlin — Paris — Champagner
E  in schalerGeschmack wird übrig­
bleiben, wenn die Schaumperlen 
des Champagners zerplatzt sind. 
Ist es nicht ein unverständlicher 
Illusionismus, die Lösung unserer 
wirtschaftlichen Nöte von zwei 
Glas Champagner zu erwarten? 
Glauben wir wirklich, daß sie auf 
unser Wohl geleert worden sind? 
Wollen wir uns nicht einmal von - 
diesem Illusionismus befreien? Die 
Reportagen, öffentliche Reden und 
Hymnen, die wir Deutsche bei 
solchen Anlässen von uns zu ge­
ben pflegen, erwecken den An­
schein, als hätten wir Siege zu 
feiern. Wir haben schon zu oft 
Siege gefeiert, die Niederlagen 
geworden sind. Noch ist der Jubel 
um Berlin kaum verklungen und 
die Enttäuschung noch nicht be­
wußt geworden, so suchen wir be­
reits eine neue Illusion: Cham­
pagnerblasen. Welchen peinlichen 
Eindruck wir damit auslösen, 
kennzeichnet eine Stelle aus dem 
Brief eines bekannten südameri­
kanischen Wirtschaftspolitikers:

„Der Jubel um Berlin kommt uns 
hier so vor wie der Jubel um die 
Einbringung des Trojanischen 
Pferdes.“

E>a wir in der großen Politik 
nicht mitzureden haben, sollten 
wir auch keine verwirrenden Spe­
kulationen aufstellen. Wir gefähr­
den durch eine zu laute politische 
Stellungnahme nur einen mögli­
chen wirtschaftlichen Erfolg. Und 
die wirtschaftlichen Nöte sind es, 
die uns a u f,den Nähten brennen. 
Über Parteigezänk und Interessen­
politik hinweg müssen wir nach 
einer wirtschaftlichen Einheit 
unseres Wirtschaftsgebietes stre­
ben, die für uns eine Selbstver­
ständlichkeit sein muß und der 
alle politischen Prestigefragen, 
östliche und westliche, unterge­
ordnet werden sollten. Der Weg 
über den Bonner Verfassungs­
streit, über Berlin und Paris 
scheint mir nicht der kürzeste. 
Beim Handel in Paris sind wir nicht 
die Handelnden, und dieser Han­
del ist noch nicht zu Ende, (sk.)

Atlaniikpakt und Wehhandel
W  irtschaftlich vsrlrd sich der 
Atlantlkpakt auswirken

1. direkt: auf Durchführung und 
Auswirkung des Marshall­
plans;

2. indirekt: auf das Verhalten 
des Ostblocks.

Zu 1. Nach den Vorschlägen Präsi­
dent Trumaris sollen die USA im 
Haushaltsjahr 1949/50 ausgeben:
a) etwa 14,3 (Vorjahr 11,7) Milli­

arden $ für die eigene Rüstung;
b) etwa 6,2 (Vorjahr 6,7) Milliar­

den $ für Europahilfe usw.;
c) eine noch ungenannte Summe 

(1,2 bis 1,8 Milliarden $ ?) für 
militärische Pachtleihhilfe unter 
dem Atlantikpakt.

Zur Deckung, der Mehrausgaben 
für die Rüstung fordert Truman 
Steuererhöhungen um 4 Milliar­
den |. Die Ausgaben- und Steuer­
erhöhungen werden aus wirt­

schaftliciien Gründen im Kongreß 
und im Schoß der Regierung 
(Nourse) bekämpft. Es wird ge­
fordert, die Pachtleihhilfe aus A b­
strichen an Marshallplan und hei­
mischer Rüstung zu finanzieren. 
Geht Trumans Programm trotz 
dieses Widerstandes durch, so 
führt es zu erhöhtem Absatz von 
Waffen. Da zur Zeit in den USA 
die Investitions-, aber noch nicht 
die Profit- und Sparrate sinken, 
würde hierdurch der Absatz dauer­
hafter Güter, mithin die Konjunk­
tur gestützt. Nourse und die Oppo­
sition "hoffen dagegen, die Kon­
junktur durch finanzielle Ent­
lastung zu stützen, was sehr viel 
ungewisser erscheint.

In Marshallplan-Europa soll der 
Atlantikpakt das Vertrauen stär­
ken und dadurch zum Gelingen 
des Marshallplans beitragen. Bei 
Fortdauer der gegenwärtigen


